
FÜR UNTERNEHMER

Bundestag hat Kompromiss zur Reform 
der Erbschaftsteuer beschlossen
Der  Erhalt  von Arbeitsplätzen  sowie  Planungssicherheit 
für Unternehmen – das  ist  das Ziel  der Erbschaftsteuer­
Reform.  Bund  und  Länder  hatten  sich  zuvor  auf  einen 
Kompromissvorschlag  verständigt,  dem  der  Bundestag 
nun  mehrheitlich  zugestimmt  und  den  entsprechenden 
Gesetzesentwurf beschlossen hat.

Einigkeit in allen Punkten
Firmenerben sollen auch künftig weitgehend von der Erb­
schaftsteuer  verschont  werden,  wenn  sie  das Unterneh­
men  lange  genug  fortführen  und Arbeitsplätze  erhalten. 
So gab es Einvernehmen bei strittigen Kriterien, etwa wie 
Unternehmen  zu  bewerten  seien:  Künftig  soll  das  Be­
triebsergebnis des Unternehmens maximal mit einem Ka­
pitalisierungsfaktor 13,75 multipliziert werden, um die Hö­ 
he der Steuer anzusetzen.

Geplant  ist  zudem, Missbrauch  zu  bekämpfen. Beispiels­
weise sollen Cash­Gesellschaften verhindert werden. Da­
mit  soll  die Möglichkeit  genommen  werden,  mittels  einer 
GmbH liquides Vermögen von der Besteuerung zu befrei­
en. Freizeit­ und Luxusgegenstände wie Oldtimer, Yachten 
und Kunstwerke sollen grundsätzlich nicht begünstigt wer­
den. Technische und klarstellende Änderungen gibt es bei 
den  Altersvorsorge­Deckungsmitteln  und  Ausnahmen  für 
vermietete  oder  verpachtete Grundstücke,  beispielsweise 
von Brauereien.

Vorgaben aus Karlsruhe
Mit den neuen Regelungen zur Erbschaftsteuer erfüllt der 
Gesetzgeber  Vorgaben  des  Bundesverfassungsgerichts. 
Im Dezember 2014 hatte das Gericht Änderungen am be­
stehenden Gesetz gefordert.  In der Kritik standen die so­
genannten  Verschonungsregeln  für  Betriebsvermögen. 
Danach  können  Firmenerben  von  der  Erbschaftsteuer 
weitgehend  befreit  werden,  wenn  sie  das  Unternehmen 
fortführen und Arbeitsplätze erhalten.

Quelle: Bundesregierung.de
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Editorial

Das Thema Erbschaftsteuer hat uns nun über längere Zeit
begleitet und endlich hat die Reform die nächste Hürde ge-
nommen: Der Bundestag stimmte mehrheitlich dem Kom-
promissvorschlag des Vermittlungsausschusses zu. Wie
durch die Erbschaftsteuer-Reform Arbeitsplätze gesichert
werden können, lesen Sie in diesem Monat in unserem Leit-
artikel.

Bis eine erworbene Immobilie zur Vermietung geeignet ist,
müssen unter Umständen Renovierungs- und Instandhal-
tungsarbeiten durchgeführt werden. Hierbei galt es bisher
zu beachten, ob es sich um „Instandsetzungs- und Moderni-
sierungsmaßnahmen“ oder lediglich um Schönheitsrepara-
turen handelt, die unterschiedlich steuerlich abzugsfähig

 

waren. Wie der Bundesfinanzhof die Sachlage in einem aktu-
ellen Urteil neu bewertet hat, erfahren Sie in unserem Artikel
für Bauherren und Vermieter.

Haben Sie auch schon einmal über einen Kontowechsel
nachgedacht? Wenn der Aufwand eines Wechsels Sie bis-
her zurückgehalten hat, werden Sie sich über die sogenann-
te „Kontowechselhilfe“ freuen. Wie Verbraucher dadurch un-
terstützt werden, lesen Sie auf Seite 4.

Mit freundlichen Grüßen
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Abfindungszahlung an Erbprätendenten 
als Nachlassverbindlichkeit abzugsfähig
Entrichtet  ein  Erbe  eine Abfindungszahlung  an  den wei­
chenden Erbprätendenten zur Beendigung eines gerichtli­
chen Rechtsstreits wegen der Erbenstellung, ist diese als 
Nachlassverbindlichkeit  abzugsfähig.  Dies  hat  der  Bun­
desfinanzhof  (BFH)  mit  Urteil  vom  15.  Juni  2016 
(II R 24/15) entschieden. Als Erbprätendent wird eine Per­
son bezeichnet, welche – zu Unrecht oder zu Recht – den 
Anspruch erhebt, Erbe zu sein. 

Im Streitfall hatte die Erblasserin zunächst in einem nota­
riellen Testament die Klägerin und deren Ehemann als Er­
ben  zu  gleichen  Teilen  eingesetzt.  Kurz  vor  ihrem  Tod 
ordnete sie handschriftlich an, dass  ihr Finanzberater Al­
leinerbe sein sollte. Der nach dem Tod der Erblasserin vor 
dem Nachlassgericht geführte Streit um die Erbenstellung 
endete in einem Vergleich. Darin nahm der Finanzberater 
seinen Antrag auf Erteilung eines Erbscheins gegen Zah­
lung einer Abfindungssumme von 160.000 EUR durch die 
Eheleute zurück. Daraufhin wurde den Eheleuten ein ge­
meinschaftlicher Erbschein  erteilt,  der  diese  als  (Mit­)Er­
ben  zu  gleichen  Teilen  ausweist.  Das  Finanzamt  setzte 
gegen die Klägerin Erbschaftsteuer fest, ohne die anteili­
ge Abfindungszahlung bei der Ermittlung des steuerpflich­
tigen  Erwerbs  zum  Abzug  zu  berücksichtigen.  Das 
Finanzgericht  (FG)  gab  der  dagegen  erhobenen  Klage 
statt.

Der  BFH  bestätigte  die  Vorentscheidung  des  FGs.  Die 
Abfindungszahlung, die der Erbe an den weichenden Erb­
prätendenten  zur  Beendigung  eines  gerichtlichen 
Rechtsstreits wegen Klärung der Erbenstellung entrichtet, 
ist  als  Nachlassverbindlichkeit  nach  §  10 Abs.  5  Nr.  3 
Satz 1 des Erbschaftsteuer­ und Schenkungsteuergeset­
zes abzugsfähig. Ein Abzug von Erwerbskosten als Nach­
lassverbindlichkeiten  setzt  einen  unmittelbaren 
Zusammenhang mit  der Erlangung  des Erwerbs  voraus. 
Der Begriff der Erwerbskosten ist dabei grundsätzlich weit 
auszulegen.  Nach  dem  Urteil  des  BFH  hängen  Kosten, 
die  dem  letztendlich  bestimmten  Erben  infolge  eines 
Rechtsstreits  um  die  Erbenstellung  entstehen,  regelmä­
ßig  unmittelbar  mit  der  Erlangung  des  Erwerbs  zusam­
men.

Quelle: PM BFH

Zur Ermittlung des Listenpreises von 
Taxis bei der 1 %­Regelung
In  einem  Rechtsstreit  vor  dem  Finanzgericht  Düsseldorf 
ging  es  um  die  Definition  des  Listenpreises  bei  der  Be­
rechnung der 1 %­Regelung bei Taxis. Der Kläger betreibt 
ein Taxiunternehmen. Das als Taxi eingesetzte Fahrzeug 
vom Typ Daimler­Benz E 220 CDI nutzte er auch privat. 
Das  Finanzamt  ermittelte  den  Eigenverbrauch  nach  der 
1%­Regelung. Dabei  legte es einen Bruttolistenpreis des 
Fahrzeugs von 48.100 EUR zugrunde. Diesen Preis hatte 
die Mercedes­Benz­Niederlassung anhand der Fahrzeug­
Identnummer  bestimmt  und  dem  Finanzamt  mitgeteilt. 

Der Kläger machte geltend, dass der Bruttolistenpreis tat­
sächlich nur 37.500 EUR betrage. Dies ergebe sich aus 
der  Preisliste  für  Taxi  und  Mietwagen  der  Daimler­Benz 
AG.

Das  Finanzgericht  Düsseldorf  hat  der  Klage  stattgege­
ben. Der Begriff des Listenpreises werde im Gesetz nicht 
definiert.  Maßgebend  sei  nach  der  Rechtsprechung  des 
Bundesfinanzhofs  die  zum  Zeitpunkt  der  Erstzulassung 
des  Fahrzeugs  gültige  Preisempfehlung  des  Herstellers, 
die für den Endverkauf des tatsächlich genutzten Modells 
auf dem inländischen Neuwagenmarkt gelte. Für das Mo­
dell des Klägers ergebe sich der Listenpreis aus der zum 
„Sondermodell  Taxi“  herausgegebenen  Preisliste  der 
Daimler­Benz AG.

Dass das „Sondermodell Taxi“ nur von einem bestimmten 
Kundenkreis  –  Taxi­  und  Mietwagenunternehmer  –    er­
worben werden könne, führe zu keiner anderen Einschät­
zung. Zwar gehe auch das Gericht davon aus, dass hier 
ein „rabattierter Festpreis“ vorliege, der auch der Kunden­
bindung  des  begünstigten  Kundenkreises  diene.  Dieser 
„rabattierte  Festpreis“  unterscheide  sich  jedoch  von  ei­
nem  nicht  berücksichtigungsfähigen  Individualrabatt  da­
durch,  dass  er  Eingang  in  eine  für  den  Vertrieb  der 
Fahrzeuge maßgebliche Liste gefunden habe. Der spezi­
elle Preis  sei  damit  zum Listenpreis  für  das  „Sondermo­
dell Taxi“ erstarkt.

Der  Bundesfinanzhof  hat  die  Revision  zugelassen 
(Az. III R 13/16).

FÜR BAUHERREN UND VERMIETER

Gebäudesanierung: Anschaffungsnahe 
Herstellungskosten anstelle Sofortab­
zug
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit drei Urteilen vom 14. 
Juni 2016  (IX R 25/14,  IX R 15/15 und  IX R 22/15) den 
Begriff  der  „Instandsetzungs­  und  Modernisierungsmaß­
nahmen“  in  §  6 Abs.  1 Nr.  1a  des Einkommensteuerge­
setzes  (EStG)  für  die  Fälle  konkretisiert,  in  denen  in 
zeitlicher Nähe  zur Anschaffung  neben  sonstigen Sanie­
rungsmaßnahmen  reine Schönheitsreparaturen  durchge­
führt werden. Der BFH bezieht auch diese Aufwendungen 
in die anschaffungsnahen Herstellungskosten ein, sodass 
kein sofortiger Werbungskostenabzug möglich ist.

In den Streitfällen hatten die Kläger Immobilienobjekte er­
worben und in zeitlicher Nähe zur Anschaffung umgestal­
tet, renoviert und instandgesetzt, um sie anschließend zu 
vermieten. Dabei wurden z. B. Wände eingezogen, Bäder 
erneuert, Fenster ausgetauscht und energetische Verbes­
serungsmaßnahmen sowie Schönheitsreparaturen durch­
geführt.  Die  Kläger  machten  sofort  abziehbare 
Werbungskosten  geltend.  Da  die  gesamten  Nettokosten 
der Renovierungen jeweils 15 % der Anschaffungskosten 
des Gebäudes überstiegen, ging das Finanzamt gemäß § 
6 Abs. 1 Nr. 1a EStG von sogenannten „anschaffungsna­
hen“ Herstellungskosten aus, die nur  im Zuge der Abset­
zungen für Abnutzung (AfA) über die Nutzungsdauer des 
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Gebäudes  verteilt  steuerlich  geltend  gemacht  werden 
können.  Nach  dieser  Vorschrift  gehören  die Aufwendun­
gen  für  Instandsetzungs­  und  Modernisierungsmaßnah­
men  zu  den  Herstellungskosten  eines  Gebäudes,  wenn 
diese innerhalb von drei Jahren nach dessen Anschaffung 
durchgeführt  werden  und  wenn  die  Nettokosten  (ohne 
Umsatzsteuer) 15 % der Anschaffungskosten des Gebäu­
des übersteigen.

Die  Steuerpflichtigen machten  in  den  finanzgerichtlichen 
Verfahren geltend, dass  jedenfalls die Aufwendungen  für 
reine Schönheitsreparaturen (wie etwa für das Tapezieren 
und das Streichen von Wänden, Böden, Heizkörpern, In­
nen­ und Außentüren sowie der Fenster) nicht unter den 
Begriff  der  „Instandsetzungs­  und  Modernisierungsmaß­
nahmen“  fallen  könnten,  sondern  isoliert  betrachtet  wer­
den  müssten.  Kosten  für  Schönheitsreparaturen  seien 
mithin  auch  nicht  –  zusammen mit  anderen  Kosten  der 
Sanierung  –  als  „anschaffungsnahe“  Herstellungskosten 
anzusehen, sondern dürften als Werbungskosten bei den 
Einkünften aus Vermietung und Verpachtung abgezogen 
werden.

Dem widerspricht der BFH in seinen neuen Urteilen. Da­
nach  gehören  auch  reine  Schönheitsreparaturen  sowie 
Maßnahmen,  die  das Gebäude  erst  betriebsbereit  (d.  h. 
vermietbar) machen oder die es über den ursprünglichen 
Zustand  hinaus  wesentlich  verbessern  (Luxussanierung) 
zu  den  „Instandsetzungs­  und  Modernisierungsmaßnah­
men“  i. S. des § 6 Abs. 1 Nr. 1a Satz 1 EStG. Dies be­
gründet  er mit  dem  vom Gesetzgeber mit  der Regelung 
verfolgten Zweck, aus Gründen der Rechtsvereinfachung 
und ­sicherheit eine typisierende Regelung zu schaffen.

Nach  dieser  Rechtsprechung  müssen  nunmehr  grund­
sätzlich  sämtliche  Kosten  für  bauliche  Maßnahmen,  die 
im Rahmen einer im Zusammenhang mit der Anschaffung 
des Gebäudes  vorgenommenen  Sanierung  anfallen,  zu­
sammengerechnet werden;  eine Segmentierung der Ge­
samtkosten  ist  nicht  zulässig.  Übersteigt  die  Gesamt­ 
summe der innerhalb von drei Jahren angefallenen Reno­
vierungskosten sodann 15 % der Anschaffungskosten des 
Gebäudes, kann der Aufwand nur nach den AfA­Regelun­
gen abgeschrieben werden. 

Quelle PM BFH

FÜR HEILBERUFE

Marburger Bund erstreitet Grundsatzur­
teil zum Urlaubsentgelt 
Muss  ein Arzt  während  der  Rufbereitschaft  seine Arbeit 
aufnehmen, handelt es sich dabei nicht um Überstunden. 
Die entsprechende Vergütung muss deshalb bei der Be­
rechnung  des  Urlaubsentgeltes  berücksichtigt  werden. 
Das  hat  der  Marburger  Bund  Niedersachsen  vor  dem 
Bundesarbeitsgericht  in Erfurt erstritten. Die  richtungwei­
sende Entscheidung betrifft den Anwendungsbereich des 
Tarifvertrages  für Ärztinnen und Ärzte an den kommuna­
len Krankenhäusern (TV­Ärzte/VKA). 

Die Urlaubsvergütung  ist  dasjenige Entgelt,  das  vom Ar­

beitgeber  während  des  Urlaubs  eines Arbeitnehmers  zu 
zahlen  ist. Nach den ärztespezifischen Tarifverträgen mit 
den  kommunalen  Arbeitgeberverbänden  gehört  hierzu 
nicht  nur  das  feststehende  Grundgehalt,  sondern  auch 
der  sogenannte  Urlaubsaufschlag.  Dieser  dient  als Aus­
gleich  für  die  während  der  Urlaubszeit  entgangene  Ver­
gütung  aus  den  nicht  in  Monatsbeträgen  festgelegten 
Entgeltbestandteilen. Hierzu zählen nach dem Tarifvertrag 
mit Ausnahme bestimmter Überstunden insbesondere die 
Bezahlung von Bereitschaftsdiensten und die Inanspruch­
nahmezeiten bei Rufbereitschaftsdiensten. 

Mit der Begründung, bei den Inanspruchnahmen während 
einer  Rufbereitschaft  handele  es  sich  um  Überstunden, 
sind  in  der  Vergangenheit  Krankenhausträger,  die  den 
TV­Ärzte/VKA  anwenden,  vermehrt  dazu  übergegangen, 
die  tatsächliche  Arbeitsleistung  in  der  Rufbereitschaft 
nicht mehr  in der Bemessung der Entgeltzahlung  für Ur­
laubszeiten  zu  berücksichtigen.  Dieser  Auffassung  und 
Handhabung  ist  der  Marburger  Bund  erfolgreich  entge­
gengetreten. 

Der zuständige 9. Senat hat in Übereinstimmung mit dem 
Marburger Bund betont, dass die Vergütung für die Inan­
spruchnahme  während  der  Rufbereitschaft  uneinge­
schränkt  in  die  Berechnung  des  Urlaubsaufschlages mit 
einzubeziehen  sei  (BAG,  Urteil  vom  20.  September 
2016).

Quelle: Urteil 9 AZR 429/15 und PM Marburger Bund

LESEZEICHEN

Vorsteueraufteilung bei gemischt ge­
nutzten Gebäuden

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 10. August 
2016  (XI R  31/09) mehrere Rechtsfragen  zur Vorsteuer­
aufteilung  bei  Eingangsleistungen  für  ein  gemischt  ge­
nutztes Gebäude  sowie  zur  Berichtigung  des  Vorsteuer­ 
abzugs entschieden.

In  der  Sache  ging  es  zum einen  um  die Höhe  des Vor­
steuerabzugs  aus  Baukosten  sowie  aus  laufenden  Kos­
ten  für  ein  Wohn­  und  Geschäftshaus,  mit  dem  die 
Klägerin sowohl steuerfreie als auch steuerpflichtige Ver­
mietungsumsätze ausführte.
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meldeverfahrens übermittelt hatte. Dem kommt nach der 
Entscheidung des BFH keine Bindungswirkung zu.

Mit diesem Urteil, das sich lediglich auf die Bonusvariante 
in Form einer Kostenerstattung bezieht, widerspricht  der 
BFH  ausdrücklich  der Auffassung  der  Finanzverwaltung 
(vgl.  Schreiben  des  Bundesministeriums  der  Finanzen 
vom  19. August  2013,  BStBl  I  2013,  1087),  die  in  allen 
Krankenkassenleistungen  aufgrund  eines  Bonuspro­
gramms eine Beitragserstattung gesehen hat. 

Quelle: PM BFH 

FÜR SPARER UND KAPITALANLEGER

Verbraucherschutz: Kontenwechsel 
leicht gemacht
Gründe, das Girokonto  lieber bei einer anderen Bank zu 
führen, können vielfältig sein. Oft sind es zu hohe Entgel­
te der eigenen Bank oder Unzufriedenheit über den Ser­
vice.  Mit  dem  Inkrafttreten  der  entsprechenden  Be­ 
stimmungen im Gesetz zur Umsetzung der Zahlungskon­
tenrichtlinie  wird  der  Wechsel  von  einem  Kontoinstitut 
zum anderen deutlich erleichtert. 

Deshalb regelt  jetzt das Gesetz, dass die bisherige Bank 
und die neue Bank zusammen wirken. Die bisherige Bank 
hat unter anderem die Pflicht, binnen fünf Geschäftstagen 
alle  Daueraufträge  und  bekannten  Informationen  über 
Lastschriftmandate  der  neuen  Bank  zu  übermitteln.  Das 
neue Institut muss wiederum binnen fünf Tagen nach Er­
halt  der  Informationen  insbesondere  die  gewünschten 
Daueraufträge  einrichten  und  Zahlern,  die  Überweisun­
gen  auf  das  betreffende Konto  tätigen,  als  auch Gläubi­
gern  von  Lastschriftmandaten,  die  Geldbeträge  vom 
Konto abbuchen, die neue Kontoverbindung mitteilen.

Diese  Zusammenarbeit  der  Banken  zur  Unterstützung 
des Verbrauchers ist die Kontowechselhilfe.

Quelle: BMJV, PM vom 20. September 2016

AKTUELLE STEUERTERMINE
Lohnsteuer, Umsatzsteuer (M):
10.11.2016 (14.11.2016)*
Gewerbesteuer, Grundsteuer:
15.11.2016 (18.11.2016)*

Fälligkeit der Beiträge zur Sozialversicherung:
24.11.2016 (Beitragsnachweis)
28.11.2016 (Beitragszahlung)
Zur Wahrung der Frist muss der Beitragsnachweis am Vortag bis 
spätestens 24.00 Uhr eingereicht sein.

* Ende der Schonfrist bei Zahlung durch Überweisung in Klam­
mern.

WICHTIGER HINWEIS
Gesetze und Rechtsprechung ändern sich fortlaufend. Nutzen Sie deshalb 

unsere Briefe zur  Information. Bitte denken Sie aber daran, dass Sie vor 

Ihren  Entscheidungen  grundsätzlich  unsere  Beratung  in Anspruch  neh­

men, weil wir sonst keine Verantwortung übernehmen können.

Mehr dazu in der Presseerklärung des BFH unter diesem 
Shortlink: http://goo.gl/kAdkul

EINKOMMENSTEUER  UND  PERSÖNLICHE 
VORSORGE

Gesundheitsbewusstes Verhalten min­
dert nicht den Sonderausgabenabzug

Erstattet  eine  gesetzliche  Krankenkasse  im  Rahmen  ei­
nes Bonusprogramms dem Krankenversicherten  die  von 
ihm  getragenen  Kosten  für  Gesundheitsmaßnahmen, 
mindern  diese  Zahlungen  nach  einer  Entscheidung  des 
Bundesfinanzhofs  (BFH)  vom  1.  Juni  2016  (X  R  17/15) 
nicht die als Sonderausgaben abziehbaren Krankenversi­
cherungsbeiträge.

Im Urteilsfall hatten die Kläger Krankenversicherungsbei­
träge  als  Sonderausgaben  geltend  gemacht.  Ihre  Kran­
kenkasse  bot  zur  Förderung  gesundheitsbewussten 
Verhaltens  ein  Bonusprogramm  an.  In  der  streitgegen­
ständlichen  Bonusvariante  gewährte  sie  den  Versicher­
ten,  die  bestimmte  kostenfreie  Vorsorgemaßnahmen  in 
Anspruch genommen hatten, einen Zuschuss von jährlich 
bis zu 150 EUR für Gesundheitsmaßnahmen, die von den 
Versicherten privat  finanziert worden waren. Das Finanz­
amt  (FA)  sah  in  diesem  Zuschuss  eine  Erstattung  von 
Krankenversicherungsbeiträgen  und  verrechnete  ihn  mit 
den  in  diesem  Jahr  gezahlten  Beiträgen.  Dementspre­
chend ging das FA davon aus, dass auch die abziehbaren 
Sonderausgaben entsprechend zu mindern seien.

Der Bundesfinanzhof  entschied,  die Bonuszahlung  führe 
nicht dazu, dass sich an der Beitragslast der Versicherten 
zur  Erlangung  des  Basiskrankenversicherungsschutzes 
etwas  ändere.  Die  Zahlung  habe  ihren  eigentlichen 
Rechtsgrund in einer Leistung der Krankenkasse, nämlich 
der Erstattung der  von den Versicherten getragenen ge­
sundheitsbezogenen  Aufwendungen.  Die  Bonuszahlung 
stehe nicht im unmittelbaren Zusammenhang mit den Bei­
trägen  zur  Erlangung  des  Basiskrankenversicherungs­
schutzes,  sondern  stelle  eine  Erstattung  der  vom 
Steuerpflichtigen getragenen gesundheitsbezogenen Auf­
wen­ dungen dar. 

Dem steht aus Sicht des BFH auch nicht entgegen, dass 
die Krankenkasse  die Bonuszahlung  als  erstatteten Bei­
trag  angesehen  und  elektronisch  im  Zuge  des  Kontroll­
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